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Parteien und Wählen 
Ausgangslage 
Bei Stollers ist der Teufel los: Am 18. Okto-ber sind Wahlen! Susanne Stoller kandidiert 
für den Gemeinderat!!! Seither findet im Hau-se Stoller laufend Wahlkampf statt; überall 
liegen zu Hause Wahlplakate und Flyers her-um und ständig ist Mama Stoller an irgend-welchen Wahlveranstaltungen oder verteilt 
am Samstag in der Stadt Wahlgeschenke. Auch die Familie hilft beim Einpacken von 
Wahlwerbung kräftig mit und sogar Papa Stol-ler (obwohl eher mit der SVP sympathisie-rend) ist vom Wahlfieber ergriffen und hilft 
kräftig beim Wahlkampf mit. 
Lernziele 
Sie lernen … 

- … die grössten Parteien der Schweiz und deren Merkmale und Werthaltungen ken-nen, wie diese in der politischen Landschaft einzuordnen sind, 
- … wo Sie selber politisch stehen, 
- … die Wahlverfahren Majorz und Proporz kennen und wo und wie sie zur Anwendung kommen und 
- … wie Sie einen Wahlzettel ausfüllen. 

Parteien 
Parteien und Interessengruppen 
Täglich kommen wir mit Menschen zusammen, mit 
denen wir Meinungen und Ansichten austauschen. Dies können wir auch in einem grösseren Rahmen 
innerhalb einer Gruppe wie zum Beispiel einem Ver-ein oder einer politischen Partei tun. 
Interessengruppen 
Wenn eine Gruppe sich nur gelegentlich mit politi-
schen Fragen auseinander setzt und nur dann aktiv wird, wenn eine Sachfrage sie direkt betrifft, so spre-
chen wir von einer Interessengruppe. So ist z. B. ein Fussballklub eine Interessengruppe, wenn er sich in der Gemeinde für den Bau eines Sport-platzes einsetzt. 
Politische Partei 
Eine politische Partei ist eine Vereinigung von Bürgern, die zum Ziel hat, wichtige Bereiche des Staates nach ihren Vorstellungen und Interessen zu gestalten. 
Von einer politischen Partei sprechen wir dann, wenn die Gruppe sich ständig und aus-schliesslich mit politischen Fragen auseinandersetzt. Parteien haben meistens die Rechts-
form eines Vereins und verfügen über Statuten und über ein Parteiprogramm. 
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Aufgaben von Parteien 
Die Parteien als treibendes Element in einer Demokratie erfüllen sehr wichtige Aufgaben: 
1. Bekanntgabe von Parolen (Empfehlungen) bei Sachvorlagen (Abstimmungen) 
2. Aufstellen von Kandidaten für Wahlen in Behörden 
3. Aufgreifen von aktuellen Probleme und unterbreiten von Lösungsvorschlägen (z.B. in 

Form von Initiativen) 
4. Leisten eines wesentlichen Beitrages zur Meinungsbildung in politischen Sachfragen 
5. Vertretung der Interessen ihrer Wähler 
6. Mitsprache bei Vernehmlassungsverfahren (z. B. bei neuen Gesetzen) 
Die Parteien der Schweiz 
In der Schweiz versucht eine Vielzahl von Parteien, ihren Einfluss geltend zu machen. Wir besitzen ein ausgesprochenes Mehrparteiensystem. Allerdings ist die Bedeutung der einzel-nen Parteien recht unterschiedlich. Wir unterscheiden zwischen Regierungsparteien (oder Bundesratsparteien und Nichtregierungsparteien (oder Oppositionsparteien). 
 
Regierungsparteien (auch Bundesratsparteien, weil sie im Bundesrat vertreten sind) 
Kürzel Name ausgeschrieben Wähleran-

teil 2015 
Anzahl 

NR 
Anzahl 

SR 
Anzahl 

BR 
SVP Schweizerische Volkspartei 29.4 % 65 5 2 
SP Sozialdemokratische Partei 18.8 % 43 12 2 
FDP Freisinnig-Demokratische Partei FDP.Die Liberalen 16.4 % 33 13 2 
CVP Christlichdemokratische Volkspartei 11.6 % 27 13 1 
 
Nichtregierungsparteien (oder Oppositions- oder übrige Parteien, weil sie nicht in der Re-
gierung vertreten sind) 
Kürzel Name ausgeschrieben Wähleran-teil 2015 Anzahl NR Anzahl SR Anzahl BR 
GPS Grüne Partei der Schweiz   7.1 % 11 1  
glp Grünliberale Partei   4.6 % 7   
BDP Bürgerlich-Demokratische Partei   4.1 % 7 1  
EVP Evangelische Volkspartei   1.9 % 2   
EDU Eidgenössisch-Demokratische Union   1.2 % 0   
Lega Lega dei Ticinesi   1.0 % 2   
PdA Partei der Arbeit   0.9 % 1   
MCR Mouvement Citoyens Romand   0.3 % 1   
CSP Christlich-Soziale Partei   0.2 % 1   
 Übrige   2.5 % 0 1  
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Links-Rechts-Schema 
Das vorliegende Spektrum versucht, die Parteien zu situieren. Dass die Einordnungen nicht immer stimmen, ist in unserem Staat mit einem Bundes- und 26 Kantonsparlamenten ver-
ständlich. Partei X ist im einen Kanton mehr rechts, im anderen mehr links anzusiedeln. Es geht hier also nicht um eine absolut gültige Aussage, sondern um eine grobe Einteilung.  

 
Tendenzen in der Grundhaltung der Parteien  
Bekanntlich vertreten Parteien eine Weltanschauung (= Ideologie). Die beiden wichtigsten Gruppen von Weltanschauungen bezeichnet man mit „Links“ („Linksblock“) und „Rechts“ 
(so genannter „Rechtsblock“ oder „Bürgerblock“).  
Links Sozial  Rechts Bürgerlich (liberal) 
Sich für Benachteiligte und Schwache 
einsetzen, Probleme der Gesellschaft ge-zielt angehen  starker Sozialstaat  

Freiheit und Selbstverantwortung der 
einzelnen Person erhalten bzw. fördern  schwacher Sozialstaat 

Mehr staatliche Eingriffe und Hilfen („mehr Staat“)  Schwächere schützen 
 

 
Möglichst wenig staatliche Eingriffe („weni-ger Staat“)  möglichst viel Freiheiten für 
den Einzelnen 

Starke Regulierung der Wirtschaft (viel 
staatliche Vorschriften)  Markt- und 
Preiskontrolle, Protektionismus (Schutz) 

 
Schwache Regulierung der Wirtschaft (Deregulierung)  Freies Unternehmer-
tum, ökonomische Anreize 

Vertritt Interessen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Mieter/innen und Kon-
sument/innen   

Vertritt Interessen von Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, Hauseigentümer, Ge-
werbe und Wirtschaft 

Progressiv (gesellschaftliche Neuerungen 
fördern, verändern)   

Konservativ (an bestehender Gesell-
schaftsordnung festhalten, Traditionen wahren) 

Gesellschaftsliberal  wenig Regeln be-treffend Ordnung und Sicherheit, Drogen, 
Jugendlichen 

 Klare Reglementierung bei Drogen, Ju-gendlichen, aber grosse persönliche Frei-
heit bei Verkehr, Waffen 

Weniger starke öffentliche Sicherheit, Mili-tärausgaben zugunsten Umwelt und sozia-
ler Sicherheit kürzen 

 Starke öffentliche Sicherheit (starke Polizei, starke Landesverteidigung mit gut ausge-
rüsteter Armee ) 

Weit gehende staatliche Vorschriften 
(Gebote, Verbote) beim Umweltschutz  Eigenverantwortung im Umweltschutz; 

möglichst wenig staatliche Eingriffe 
Grenzüberschreitend und international 
ausgerichtet (Ausländer, Personenfreizü-gigkeit, EU-Beitritt)  

National (auf eigenes Land) ausgerichtet 
(gegen EU-Beitritt, Pflege des nationalen Gedankengutes) 

 Für die SP sind die rechts von ihr stehenden Parteien (also CVP, FDP, SVP) die „bürgerli-
chen Parteien“. Spannen diese zusammen, spricht die SP vom „Bürgerblock“. 

Extrem 
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www.smartvote.ch: Wo stehe ich politisch?  
Welche Parteien stehen mir nahe? Wo würde ich mich politisch einordnen? Welche Parteien und Kandidat/innen sind bei Wahlen für mich wählbar? 
Im Internet finden Sie ein Werkzeug, mit dem Sie anhand von politischen Fragen be-stimmen können, welche Partei am besten zu der eigenen Werthaltung und politischen Ausrichtung passt. Gehen Sie wie folgt vor: 
1. Gehen Sie auf www.smartvote.ch. Klicken Sie dann auf die entsprechende Wahl (z. B. „Nationalratswahlen…“, vgl. QR-Code rechts) 
2. Nur Desktop-Version: Wählen Sie je nach Zeitbudget „smartvote deluxe“ (Version mit maximal 60 Fragen) oder „smartvote rapide (Version mit maximal 33 Fragen)“. 
3. Beantworten Sie die einzelnen Fragen. Sie können Fragen, die Ihnen wichtig erscheinen 

höher gewichten als andere Fragen. Wenn Sie eine Frage nicht verstehen, fragen Sie Ih-re Lehrkraft oder überspringen Sie die Frage. 

 
4. Wenn Sie die Fragen auf einer Seite beantwortet haben, gehen Sie mit „Speichern und weiter“ zur nächsten Seite. Sie können sich jederzeit eine Wahlempfehlung anzeigen las-sen. Klicken Sie dazu auf „Wahlempfehlung anzeigen“. Beachten Sie jedoch: Je mehr 

Fragen Sie beantworten, desto genauer fällt die Wahlempfehlung aus. 
5. Bei „Wahlempfehlung anpassen“ wählen Sie den Wahlkreis, in dem Sie wohnen. Bei „Art 

der Wahlempfehlung“ wählen Sie am besten „Listen“. 

 
6. Smartvote zeigt Ihnen jetzt zuoberst die Liste (oder die Kandidat/innen, falls Sie „Kandi-dierende“ gewählt haben), mit der Ihre Übereinstimmung am grössten ist. 

 
7. Ihnen stehen jetzt folgende Möglichkeiten zur Verfügung:  smartspider: Sie klicken auf eine Liste und wählen dann „Smartspider“. Sie sehen 

jetzt Ihre eigene politische Ausrichtung in acht Punkten verglichen mit der gewählten Liste oder Person. 
 smartmap: Klicken Sie im Menu oben auf „smartmap“. Wählen Sie einen Wahlkreis 

aus und klicken Sie auf „Eigene Position anzeigen“. Klicken Sie zum Schluss auf „An-zeigen“. Die folgende Grafik zeigt dann Ihre Position im Links-Rechts-Schema an. 
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Kurzporträt der Parteien der Schweiz1 
Die Regierungsparteien 
Schweizerische Volkspartei SVP 
Gründungsjahr: 
1971 (BGB: 1917) 

Anzahl Mitglieder: 
90‘000 

Web-Adresse: 
www.svp.ch 

Die SVP entstand 1971 aus dem Zusammenschluss der Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpartei mit den 
Demokratischen Parteien der Kantone Glarus und Graubünden und ist mit einem Wähleranteil von 29 
% die stärkste Partei der Schweiz. Mit der Wahl von Ueli Maurer in den Bundesrat am 10. Dezember 
2008 wurde die SVP wieder in die Landesregierung eingebunden, ist aber klar untervertreten. 
Die SVP steht insbesondere für eine unabhängige, neutrale Schweiz, für einen schlanken Staat, für 
tiefere Steuern, für einen starken Wirtschaftsstandort mit sicheren Arbeitsplätzen sowie für die wirksa-
me Bekämpfung der Kriminalität, des Asyl- und des Sozialmissbrauchs. 
Unser Rezept 
Schweizer Qualität nicht nur im Logo: 
Die SVP Schweiz ist die Partei, die ohne Wenn und Aber für die Schweiz einsteht. 
Dazu halten wir fest am abgeschlossenen «Vertrag mit dem Volk»: 
- Wir wollen der Europäischen Union nicht beitreten 
- Wir wollen die kriminellen Ausländer ausschaffen 
- Wir wollen für alle die Steuern senken 
Mit dieser klaren, auf bürgerlichen Werten basierenden Politik will die SVP unserem Land Wohlstand, 
Arbeitsplätze und eine sichere Zukunft in Freiheit garantieren. 
 Sozialdemokratische Partei SP 
Gründungsjahr: 
1888 

Anzahl Mitglieder: 
35‘000 

Web-Adresse: 
www.spschweiz.ch 

Die SP macht seit 1888 eine Politik für alle statt für wenige. Eine Politik, die sich für Mieter/innen, Kon-
sument/innen, Arbeitnehmende und Familien einsetzt. Die SP will keine Politik der Sonderinteressen 
von ein paar wenigen, die sich immer noch mehr nehmen und noch mehr kriegen, seien es hohe Boni, 
Abgangsentschädigungen oder Steuergeschenke. Wir wollen eine Politik für die ganze Bevölkerung, 
eine Schweiz, in der wir miteinander Verantwortung übernehmen und nicht jeder für sich selber schaut. 
Dafür kämpft die SP mit Ihnen. In der Politik, in der Wirtschaft und im Alltag. 
Unser Rezept 
Eine Politik für alle statt für wenige: 
- Soziale Sicherheit: Es kann jederzeit passieren, dass jemand nicht mehr für sich selbst aufkom-

men kann. Dann braucht es ein soziales Netz, das hält. Die SP setzt sich für eine Gesellschaft ein, 
die niemanden im Stich lässt. 

- Kaufkraft: Am Ende des Monats soll auch noch etwas im Portemonnaie übrig sein. Wer arbeitet, 
soll auch von seinem Lohn leben können. Davon profitieren wir alle – auch die Wirtschaft. Denn 
auch diese braucht Konsumentinnen und Konsumenten, die sich etwas leisten können. 

- Energieversorgung: Mit erneuerbaren Energien und mehr Energieeffizienz können wir auch in 
Zukunft ein angenehmes Leben führen. Damit stoppen wir den Klimawandel, steigen aus der 
Atomkraft aus und schaffen neue Arbeitsplätze. 

 FDP.Die Liberalen 
Gründungsjahr: 
2009 (FDP: 1894) 

Anzahl Mitglieder: 
130‘000 

Web-Adresse: 
www.fdp.ch  

Das liberale Menü 
Leistung, Verantwortung, Mut und politische Stabilität haben die Schweiz stark gemacht. Doch die 
Erfolgsgeschichte ist in Gefahr. 
Die Linken bevormunden und schröpfen alle, die arbeiten und sparen. Die rechten Abschotter sabotie-
ren die Bilateralen und verhindern gute Lösungen wie bei AHV und Gesundheitskosten. 
Damit die Schweiz weiterhin an der Spitze bleibt, müssen wir die notwendigen Reformen selbstbe-
wusst und offen angehen. Als Reformpartei kämpfen wir für die Fortsetzung der Erfolgsgeschichte. 
2011 ist eine Richtungswahl. Wir setzen uns mit ehrlichen Lösungen ein. Unser Land ist nicht dank 
                                                
1 Quelle: Schweizerische Eidgenossenschaft, Bundeskanzlei, In der Kürze liegt die Würze, Wahlbroschüre für National- und 
Ständeratswahlen 2011 
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Polemik und Missgunst erfolgreich – sondern dank dem Willen zur echten Verantwortung. 
Aus Liebe zur Schweiz – mit Mut und Verstand. 
Unser Rezept 
- Mehr Arbeitsplätze: Die FDP setzt sich für optimale wirtschaftliche Rahmenbedingungen ein. Ein 

starker Werk-, Finanz- und Forschungsplatz schafft Arbeitsplätze und sichert unseren Wohlstand. 
- Sichere Sozialwerke: Ein Schuldenberg von über 20 Milliarden Franken bedroht die Invaliden- und 

Arbeitslosenversicherung. Auch die AHV ist in Gefahr. Die FDP kämpft mit Reformen für sichere 
Sozialwerke. 

- Weniger Bürokratie: Der Staat soll den Bürgern dienen – nicht umgekehrt. Deshalb setzen wir uns 
für weniger Vorschriften und Verbote, für einfache und tiefe Steuern und für mehr Freiheit ein. 

 Christlichdemokratische Volkspartei CVP 
Gründungsjahr: 
1970 (SKVP: 1912) 

Anzahl Mitglieder: 
100‘000 

Web-Adresse: 
www.cvp.ch 

Für eine erfolgreiche Schweiz 
Die CVP vertritt als breite Volkspartei mit 100 000 Mitgliedern all jene, die den Fortschritt unseres Lan-
des mittragen. Als Mittepartei hat die CVP eine starke, eigenständige Position. Sie polarisiert nicht, 
sondern arbeitet an konstruktiven Lösungen. Sie setzt sich für den Ausgleich zwischen den verschie-
denen Bedürfnissen der Menschen in unserem Land ein. Die CVP steht für das Erfolgsmodell 
Schweiz. Im Bundesrat wird diese Politik von Doris Leuthard vertreten. Die CVP ist überkonfessionell 
ausgerichtet. Anstand und Respekt im täglichen Leben, wie auch in der Politik, sind für sie zentral. Als 
Wertepartei stellt sie den Menschen ins Zentrum. 
Unser Rezept 
- Arbeitsplätze erhalten, neue schaffen: Die CVP fördert den Wirtschaftsstandort Schweiz, setzt auf 

attraktive Steuern, Innovationskraft und erstklassige Bildung. 
- Familien unterstützen und finanziell entlasten: Die CVP kämpft für eine bessere Vereinbarkeit von 

Beruf und Familie. Weiter müssen alle Familien mehr Geld zur Verfügung haben. 
- Soziale Sicherheit auch für kommende Generationen: Die Finanzierung unserer Sozialwerke ist 

eine Herausforderung. Die CVP setzt sich mit gezielten Reformen dafür ein. 
- Sorge tragen zu unserer Umwelt: Die CVP ist die einzige bürgerliche Partei, die eine nachhaltige 

Umweltpolitik betreibt. Sie setzt auf saubere Energien und fördert Umwelttechnologien. 
 Bürgerlich-Demokratische Partei BDP 
Gründungsjahr: 
2008 

Anzahl Mitglieder: 
6500 

Web-Adresse: 
www.bdp.info 

BDP – das Salz in der bürgerlichen Suppe 
Die BDP steht für eine bürgerliche Politik ohne Scheuklappen und Berührungsängste. Sie setzt auf 
Dialog und verfolgt eine lösungsorientierte Politik für den Mittelstand und die KMU. Die BDP verbreitert 
die Mitte und hilft aktiv mit, Mehrheiten zu bilden, um Lösungen zu den anstehenden Problemen zu 
finden und die Stabilität der Schweiz zu stärken. Die Wahlergebnisse in den Kantonen haben gezeigt, 
dass das Bedürfnis nach einer modernen bürgerlichen Partei besteht, die sich von den anderen Par-
teien unter anderem dadurch unterscheidet, dass sie sich vorbehaltlos für eine gesunde Wirtschaft und 
eine starke Armee einsetzt und dabei aber die Augen nicht verschliesst vor Umweltfragen und gesell-
schaftlichen Veränderungen. 
Unser Rezept 
Die BDP ist keine Oppositionspartei, sondern kämpft mit anderen bürgerlichen Kräften für tragfähige 
Lösungen. Sie ist für Wachstum und Fortschritt in der Wirtschaft, aber nicht auf Kosten der Umwelt 
und der nächsten Generationen. Sie steht zu einer aktiven Mitgliedschaft der Schweiz in der UNO und 
ist gegen einen EU-Beitritt. Der bilaterale Weg für das Zusammenleben mit der EU ist weiterzuverfol-
gen. Die BDP hat sich für einen geordneten und koordinierten Ausstieg aus der Kernenergie bis 2040 
ausgesprochen. Das BDP-Ausstiegsszenario wurde vom Nationalrat übernommen. Die BDP ist für 
eine starke und glaubwürdige Sicherheitspolitik. Auslandeinsätze der Armee nach bisherigen Grund-
sätzen sollen auch in Zukunft möglich sein. 
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Die Nichtregierungsparteien 
Grüne Partei der Schweiz – Die Grünen 
Gründungsjahr: 
1983 

Anzahl Mitglieder: 
7500 

Web-Adresse: 
www.gruene.ch 

Echt Grün. Echt stark. 
Die Grünen engagieren sich für eine Welt, in der sich die Umwelt, die Wirtschaft und die Gesellschaft 
im Einklang miteinander befinden. Der Umwelt- und Klimaschutz muss einhergehen mit sozialer Ge-
rechtigkeit, Demokratie, Frieden und Solidarität. Die Grünen arbeiten lösungsorientiert, wenn es darum 
geht, erneuerbare Energie zu fördern, das Klima zu schützen sowie die Wirtschaft in eine umwelt-
freundliche und gerechte Kreislaufwirtschaft umzuwandeln. 
Unser Rezept 
- Aus der Atomenergie aussteigen: Die Grünen wollen so schnell wie möglich auf AKW verzichten. 

Die Atomausstiegsinitiative zeigt den Weg. 
- Das Klima schützen: Die Schweiz muss ihre Treibhausgas-Emissionen um mindestens 30 Prozent 

senken. Die Grüne Klimainitiative ist das richtige Rezept dafür. 
- Ökologischer Umbau der Wirtschaft: Die Grünen wollen wegkommen von der Wegwerfwirtschaft 

und sie durch eine ressourcenschonende Kreislaufwirtschaft ersetzen. Darum haben sie die Initia-
tive für eine Grüne Wirtschaft lanciert. 

- Eine weltoffene Schweiz: Die Grünen engagieren sich für eine Schweiz, die auf ihre humanitäre 
Tradition baut und sich gegenüber Europa und der Welt öffnet. Dazu gehört eine liberale Migrati-
ons-politik, gekoppelt mit fairen Mindestlöhnen, Steuergerechtigkeit und einer nachhaltigen Raum-
planung. 

 Grünliberale Partei Schweiz glp 
Gründungsjahr: 
2007 (glp ZH 2004) 

Anzahl Mitglieder: 
3300 

Web-Adresse: 
www.grunliberale.ch 

Die Grünliberalen setzen sich als junge Partei für die Vereinbarung von ökologischen Zielen mit öko-
nomischen Anliegen ein. Da wir auch in Zukunft auf eine intakte Umwelt und gesunde Finanzen ange-
wiesen sind, dürfen wir in keinem Bereich auf Kosten zukünftiger Generationen leben. Mit marktwirt-
schaftlichen Instrumenten und Lenkungsabgaben, nicht mit Verboten und Geboten, sollen Anreize zum 
Masshalten geschaffen werden. 
Mit ihren Vertretungen in National- und Ständerat, inzwischen in dreizehn kantonalen Parlamenten und 
in diversen kommunalen Gremien konnten sich die Grünliberalen mittlerweile auf breiter Basis etablie-
ren. 
Unser Rezept 
Im Kern grün und im Handeln liberal, suchen wir Wege, Umweltaspekte, Soziales und wirtschaftliche 
Interessen im Gleichgewicht zu halten. Wir politisieren sachbezogen und mit Respekt. Nicht nur ge-
gen-über der Natur und den Mitmenschen, sondern auch gegenüber den Finanzen. Wir wollen, unab-
hängig von engen Ideologien, von Religion und Alter oder von links und rechts, Verantwortung wahr-
nehmen und zeitgemässe Lösungen für heutige und künftige Herausforderungen anbieten. Unser Ziel 
ist, grünliberale Standpunkte in der Gesellschaft zu vertreten und mit überzeugenden Argumenten 
Mehrheiten dafür zu gewinnen. 
 Evangelische Volkspartei der Schweiz EVP 
Gründungsjahr: 
1919 

Anzahl Mitglieder: 
4800 

Web-Adresse: 
www.evppev.ch 

Christliche Werte, menschliche Politik 
Die EVP setzt sich für eine lebenswerte und wertvolle Schweiz ein. Auf der Basis christlicher Werte 
wie Ehrlichkeit, Verantwortung, Nächstenliebe, Gerechtigkeit, Nachhaltigkeit, Solidarität oder Frieden 
betreibt sie eine sachbezogene und lösungsorientierte Politik, die dem Wohl aller Menschen dient.  
Als Mittepartei gibt die EVP immer wieder den Ausschlag für die eine oder andere Seite. Sie ist eine 
verlässliche Kraft, die unabhängig und unvoreingenommen das Beste für das Land sucht. In den kan-
tonalen Parlamenten ist die EVP mit rund 50 Mandaten vertreten, die Jungpartei *jevp politisiert seit 
2004. 
Unser Rezept 
Zuerst die Familie. Eltern in ihrer Erziehungsverantwortung stärken und wo nötig finanziell entlasten. 
Höhere Kinderzulagen. Schöpfung und Natur nach-haltig nutzen und für künftige Generationen erhal-
ten. Mehr erneuerbare Energien, mehr Klimaschutz. Eine gerechte Wirtschaft, die verantwortungsvoll 
und fair mit Menschen und Ressourcen umgeht. Angemessene Löhne. Gesunde Staatsfinanzen dank 
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Schuldenabbau vor Steuersenkungen. Ein einfaches Steuersystem ohne Schlupflöcher. Schutz des 
menschlichen Lebens und seiner Würde. Solidarität mit Schwachen, Armen und Hilflosen. Sichere 
Sozialwerke, welche die Eigenverantwortung fördern. Zum Wohl der Schweiz! 
 Eidgenössisch-Demokratische Union EDU 
Gründungsjahr: 
1975 

Anzahl Mitglieder: 
3000 

Web-Adresse: 
www.edu-schweiz.ch 

Die EDU ist eine bürgerliche Partei mit sozialer Ausrichtung. Sie ist den biblischen Grundwerten ver-
pflichtet. Menschen mit einer christlichen Gesinnung und einem freiheitlich-demokratischen Verständ-
nis finden hier eine ideale Plattform für ihr politisches Engagement. Die EDU ist in 18 Kantonen in der 
Deutschschweiz, der Romandie und dem Tessin präsent und politisiert im Nationalrat sowie in diver-
sen Kantons- und Gemeindeparlamenten, in Gemeinderäten und Kommissionen. Basierend auf christ-
lich-jüdischen Werten wollen wir die Gegenwart und die Zukunft unseres Landes konstruktiv mitgestal-
ten und lösungsorientierte Vorschläge einbringen. Ein Engagement in der Jungen EDU ist ab 16 Jah-
ren möglich. 
Unser Rezept 
Christliche Werte stärken! Wir suchen nachhaltige Lösungen und engagieren uns in Verantwortung vor 
Gott dem Allmächtigen für eine freiheitlich-rechtsstaatliche Schweiz. Wir orientieren uns nicht am Zeit-
geist oder am Mainstream, sondern an den bewährten Grundwerten und am Welt-, Menschen- und 
Gottesverständnis der Bibel. Wir motivieren zu einem eigenverantwortlichen Handeln. Schutz des 
menschlichen Lebens in allen Phasen sowie der Umwelt/Innenwelt, der traditionellen Ehe und Familie, 
des Ausbildungs- und Werkplatzes Schweiz. Ausgeglichene Finanzen und der Schuldenabbau sind 
zentrale Anliegen unserer Politik. 
 Lega dei Ticinesi LEGA 
Gründungsjahr: 
1991 

Anzahl Mitglieder: 
3000 

Web-Adresse: 
www.legaticinesi.ch 

Die Lega dei Ticinesi ist als Gegenbewegung zur jahrzehntelangen Parteienherrschaft im Tessin ent-
standen. Die Gründer, Giuliano Bignasca und Flavio Maspoli, haben seit jeher gegen eine abgehobe-
ne Politik gekämpft und die Interessen der kleinen Leute verfochten. Sie haben die Bewegung ange-
führt in ihrem Kampf gegen den EU-Beitritt und die UNO-Blauhelme und für öffentliche Krankenkassen 
und eine bürger- und unternehmensfreundliche Steuerpolitik. Die Lega hat als einzige die Bilateralen 
Verträge bekämpft, die für den Kanton Tessin, der es als einziger Kanton mit einer europäischen Met-
ropole aufnehmen muss, sehr wirtschaftsfeindlich und unsozial sind; daher die zwei Leitsätze: «Herr 
im eigenen Haus!» und «Arbeit zuerst für unsere Leute!». 
Unser Rezept 
Die Lega dei Ticinesi hängt an den Wurzeln und der Heimat. Eine Sozialpolitik, die sich für die weniger 
Privilegierten einsetzt, darf nicht eine Politik sein, die allen hilft. Kernpunkt der Sozialpolitik der Lega ist 
es, zu unterscheiden zwischen denen, die am Wachstum des Landes beteiligt waren, und Personen, 
die von unserem Land nur profitieren. Wir verteidigen unsere Leute vor Übergriffen und Ungerechtig-
keiten, wir kämpfen gegen Missbräuche im Asylwesen, bei der Einwanderung und bei den Sozialversi-
cherungen. Wir glauben an eine starke und unabhängige Schweiz, in der das Bankgeheimnis ge-
schützt ist und die im Steuerwettbewerb mit dem Ausland steht. Wir wollen eine sichere Schweiz, ein 
föderalistisches Vorbild für Europa. 
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Die Regierungsparteien 
Partei Abk. Mitglieder 

(Art, Gruppen) 
Weltanschauung/Gesinnung 

(Begriffe aus dem Links-
Rechts-Schema) 

wichtige Anliegen der Partei 

Schweizerische 
Volkspartei SVP Bauern, Gewerbe, 

Bürger 
Rechts  bürgerlich, 

konservativ 
Wenig Staat / Steuern 

senken, keine Ausländer, 
unabhängige & neutrale CH, 

direkte Demokratie 

Sozial-
demokratische 

Partei SP 
Arbeitnehmer, 

Mieter, 
Konsumenten 

Links  sozial, progressiv Mehr soziale Gerechtigkeit & 
Sicherheit, Ökologie 

Freisinnig-
Demokratische 

Partei 
FDP. Die 
Liberalen 

Wirtschaft, 
Arbeitgeber, 

Gewerbe, Gross-
unternehmen 

Rechts  bürgerlich, 
wirtschaftsfreundlich 

Selbstverantwortung, Markt, 
weniger Bürokratie, Staat & 

Steuern 

Christlich-
demokratische 

Volkspartei CVP 
Katholiken, breite 

Wählerschicht, 
Familien 

Christlich, Mitte Familie, gesichertes soziales 
Umfeld, Sorge zur Umwelt 

 Die Nichtregierungsparteien 
Partei Abk. Mitglieder 

(Art, Gruppen) 
Weltanschauung/Gesinnung 

(Begriffe aus dem Links-
Rechts-Schema) 

wichtige Anliegen der Partei 

Grüne Partei GPS 
Umweltschützer 

mit sozialen 
Anliegen 

Ökologisch, links = sozial, 
progressiv 

ökologische, soziale, 
weltoffene Schweiz, Ausstieg 

aus Atomenergie 

Grünliberale 
Partei glp 

Wirtschafts-
freundliche 

Grüne 
Mitte  bürgerlich, 

wirtschaftsfreundlich, 
ökologisch 

Umwelt und Wirtschaft im 
Gleichgewicht 

Bürgerlich-
Demokratische 

Partei BDP 
Liberale „Ex-

SVPler“, 
Mittelstand 

Mitte  
wirtschaftsfreundlich, 

eher konservativ 
Bilateraler Weg, 

Wirtschaftswachstum, starke 
Armee 

Evangelische 
Volkspartei EVP Protestanten, 

Gläubige Christlich, Mitte 
Politik auf Grundlage des 

Evangelium, Familie, Schutz 
der Schwachen 

Eidgenössisch-
Demokratische 

Union 
EDU 

Konservative 
Christen, 
religiöse 

Menschen 
Rechts  konservativ 

-Christliche Werte  
Gesellschaft mit Bibel als 

grundlage 
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Übung: Parteiaussagen zuordnen 
Auftrag: Ordnen Sie den folgenden Aussagen die entsprechende Partei zu. Hinweis: Be-
achten Sie die kursiv gedruckten Begriffe. Vergleichen Sie sie mit den Stichwörtern aus dem 
„Links-Rechts-Schema“ (liberal, sozial usw.).  1. Wir setzen uns ein für die Erhaltung eines lebensfähigen Bauernstandes und für die Er-

haltung des Gewerbes und des Handwerks. Zudem treten wir entschieden gegen einen Eintritt in die EU ein. 
SVP 

 
2. Zum Schutz der «Schwachen» ist der Sozialstaat weiter auszubauen. Wir treten für gute Löhne und soziale Gerechtigkeit ein. 

SP 
 3. Die christliche Weltanschauung ist die Grundlage unserer Politik. Wir treten ein für die 

Würde des Menschen, für Freiheit und Solidarität und eine gesunde Familie. 
CVP 

 4. Der Staat soll möglichst wenig in die freiheitliche Ordnung von Gesellschaft und Wirt-
schaft eingreifen, sondern nur die Rahmenbedingungen schaffen, damit sich die Wirt-schaft entfalten kann und das Privateigentum gewährleistet ist.  
FDP.Die Liberalen 

 5. Alle Menschen haben das Recht, in einer gesunden Umwelt in Würde und Selbstbestim-
mung zu leben. Wir kämpfen für eine gerechte Verteilung der Güter und gleiche Lebens-chancen für alle. Wir engagieren uns besonders: 
- für die tatsächliche Gleichstellung von Frau und Mann - für die Umverteilung von Arbeit und Reichtum 
- für ein offenes und gleichberechtigtes Miteinander von Schweizer/innen und Auslän-der/innen  
Die Grünen / GPS 

 6. Unsere Politik erhält und festigt die Vielfalt, fördert und stärkt unsere Regionen und sorgt 
für einen gerechten und fairen Ausgleich zwischen den Menschen. Unsere Politik schlägt Brücken. Toleranz, Solidarität und Subsidiarität (alle anstehenden Probleme sollen stets 
auf der tiefst möglichen Stufe gelöst werden) zeichnen in unserer Gemeinschaft das Zu-sammenleben aus. Wir kämpfen dafür, dass es sich in unserem Land wieder lohnt, eine Familie zu gründen und Kinder zu haben. Wir wollen Eltern wirksam entlasten: finanziell 
und durch Hilfsangebote bei der Kinderbetreuung. Wir sind die Familienpartei. 
CVP 

 7. Wir kämpfen für eine bürgerliche Politik auf liberalem Fundament. Wir stellen den Res-
pekt gegenüber der Bürgerin und dem Bürger ins Zentrum unserer Politik. Unsere Partei steht für Toleranz und einen weltoffenen Patriotismus. Seit der Gründung der modernen Schweiz 1848 kämpfen wir für die Werte Freiheit und Verantwortung. Wir stehen zu un-
serer Rolle als Regierungspartei, nehmen Verantwortung wahr. 
FDP 
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9. Unser Hauptziel ist, die Schweiz als freie, lebensfähige, neutrale und unabhängige Wil-lensnation auf unbegrenzte Zeit zu erhalten. Wir kämpfen für einen gesunden, stabilen 
und sozialen Lebensraum des Schweizervolkes. Dieses Ziel ist jedoch nur erreichbar, wenn weiteres übermässiges Wachstum der Wirtschaft vermieden und damit verbunden weitere Einwanderungen minimal gehalten werden. Wir fordern einen zielbewussten Ab-
bau der ausländischen Wohnbevölkerung. 
SD (Schweizer Demokraten)  SVP 

 10. Wir anerkennen die zehn Gebote Gottes als beste Grundlage für das Zusammenleben 
der Menschen. Wir setzen uns dafür ein, dass die christlichen Grundwerte im politischen Geschehen an Einfluss gewinnen. Wo die Freiheit der Kunstschaffenden dazu miss-braucht wird, gotteslästerliche Werke zu schaffen, werden wir dagegen kämpfen. Wir 
wehren uns gegen einen Beitritt der Schweiz zur EU. 
EDU 

 11. Wir setzen auf unternehmerischen Freiraum und soziale Verantwortung zur Sicherung 
von Arbeitsplätzen. Die Erhöhung bestehender und die Schaffung neuer Steuern, Abga-ben und Gebühren wird von uns bekämpft. Wir bekämpfen den Beitritt zur EU. Das Bei-
trittsgesuch ist endlich zurückzuziehen. 
SVP 

 12. Wir verlangen, dass die Konsumenten mehr für ihr verfügbares Einkommen erhalten. Dazu braucht es wirksame Massnahmen bei den Mieten, den Krankenkassenprämien 
und den Preisen für Importprodukte. Wir kämpfen für soziale Sicherheit und Gerechtig-keit. Das Schliessen der vorhandenen Lücken im sozialen Netz ist nötig und möglich. Die 
Schweiz ist eines der reichsten Länder der Welt und kann sich eine gute Sozialpolitik leisten. Von den grossen Parteien kämpfen nur wir konsequent für mehr soziale Gerech-tigkeit in der Schweiz. 
SP 

 
13. Wir sind ein Zusammenschluss von Menschen, die als Christen ihre politische Verant-wortung erkannt haben und sie in Gemeinde, Kanton, Bund und in den weltweiten Zu-

sammenhängen wahrnehmen wollen. Für uns ist die Erde ein Teil der Schöpfung, welche uns von Gott zur nachhaltigen Nutzung überlassen worden ist. Das Evangelium gibt uns Impulse. 
EVP 
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Fragen zum Grundwissen 
1. Wie lauten die offiziellen Parteinamen von SVP, CVP und SP? 

SVP Schweizerische Volkspartei 
CVP Christlichdemokratische Volkspartei 
SP Sozialdemokratische Partei 

 
2. Worauf basiert die Politik der EVP? 

Auf christlichen Werten (Evangelium) 
 
3. Welchem innenpolitischen Problem wenden die SVP ihre grösste Aufmerksamkeit zu? 

Den Ausländern (den Gastarbeitern und den Asylsuchenden) 
 
4. Was stellen die Grünen ins Zentrum ihrer Politik? 

Sie wollen eine ökologische, soziale und weltoffene Schweiz (v.a. Umweltschutz) 
 
5. Was heisst sozial, was liberal? 

Sozial Sozial: benachteiligten, schwachen Menschen helfen und schützen 
Liberal Liberal: die Freiheit und die Selbstverantwortung der einzelnen 

Personen erhalten und fördern 
 
6. Was heisst: Eine Partei ist konservativ; eine Partei ist progressiv? 

Konservativ An der bestehenden Ordnung festhalten, wenig ändern 
Progressiv Neues schaffen, verändern 

 
7. Welche Parteien bezeichnet man als bürgerliche Regierungsparteien? 

SVP, FDP, CVP 
 
8. Welche Partei ist die grösste nicht bürgerliche Partei?  

SP 
 
9. Nennen Sie drei wichtige Aufgaben der politischen Parteien. 

Empfehlungen bei Abstimmungen (Parolen) 
Kandidaten aufstellen bei Wahlen 
Meinungsbildung, aktuelle Fragen aufgreifen und Lösungen vorschlagen 
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10. Wann bezeichnet man eine Partei als Regierungspartei? 
Wenn die Partei in der Regierung (Bundesrat) vertreten ist (SVP, SP, FDP, CVP) 

 
11. Nennen Sie zwei Linksparteien. 

SP, Grüne (, PdA = Partei der Arbeit) 
 
12. Was stellen die Linken ins Zentrum ihrer Politik? 

Soziale Anliegen (den Benachteiligten helfen), sozialer Ausgleich 
 
13. Die SVP ist eine Regierungspartei auf Bundesebene. Welche Meinungen vertritt sie zu 

folgenden Themenkreisen des politischen Alltags? Antwort in Stichworten. 
Bundesfinanzen Sparen, Ausgabendisziplin, Schulden abbauen 
Steuern Steuern senken 
Asylpolitik Härteres Vorgehen gegen Asylanten, kriminelle Ausländer 

ausschaffen 
Aussenpolitik EU-Beitritt verhindern, Unabhängigkeit und Neutralität wahren 

 
14. Was heisst politisch „links“, was „rechts“? 

Links sozial, progressiv, international, Friedenspolitik, Arbeitnehmer, 
Ökologie 

Rechts bürgerlich, liberal, konservativ, national, starke Armee, Arbeitgeber 
 
15. Schneiden Sie das Parteien-Puzzle auf der letzten Seite des Skripts aus und üben Sie 

die Parteien mit Hilfe des Puzzles. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Institutionenkunde online 
Online-Übungen zu den Parteien und zum Thema "Wählen" finden Sie auf 
https://learningapps.org/4721384.  
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Wählen 
Beispiel: Kantonale Wahlen vom 
25. März 2018 (Kanton Bern) 
Grosser Rat 
(Parlament, Legislative): 
2111 Kandidat/innen (729 Frauen, 1382 Männer) für 160 Sitze 
 Regierungsrat 
(Regierung, Exekutive): 
16 Kandidat/innen (4 Frauen, 12 Männer) für 7 Sitze2 
   

   
Aufgabe: Kommentieren Sie die beiden „Geschichten“. 3 
Wählen dürfen und in einem demokratisch geführten Land leben sind nicht 
selbstverständlich. Warum nicht also einmal selber wählen gehen?! 

Grundbegriffe 
Wählen Personen in ein Amt einsetzen. 
Voraussetzungen Schweizer Bürgerrecht, mindestens 18 Jahre alt Nicht wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche bevormundet 
Aktives Wahlrecht Man kann jemanden wählen. 
Passives Wahlrecht Man kann selbst gewählt werden. 
                                                
2 Zahlen vom Kanton Bern. Quellen: Kanton Bern, Staatskanzlei, www.sta.be.ch, 05.03.18; Abbildung: Berner Zeitung, 
www.bernerzeitung.ch, 02.03.14 
3 Quelle: Thuner Tagblatt, 8.11.1989 
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Die Majorzwahl (Mehrheitswahlsystem) 
Die Majorzwahl ist eine Personenwahl, d.h. im Vordergrund stehen jeweils die Persönlich-keiten. Gewählt ist, wer im ersten Wahlgang das absolute Mehr (= die Hälfte der gültigen 
Stimmen + 1) der abgegebenen Stimmen erreicht. Wenn im ersten Wahlgang kein Kandidat das absolute Mehr erreicht, ist ein zweiter Wahlgang notwendig. Hier entscheidet dann in der Regel das relative Mehr; d. h., gewählt ist der Kandidat mit der höchsten Stimmenzahl. 
Einsatz: Besetzung von Einzelämtern (z. B. Richter, Gemeindepräsident) und Wahl von kleineren Behörden (Gemeinderat, Regierungsrat, Ständerat, Bundesrat). 
Vorteile: Relativ einfaches Wahlverfahren, häufig Wahl von starken Persönlichkeiten, ein-
deutige Mehrheiten in einer Behörde. 
Nachteile: Bevorzugung von grossen Parteien, Minderheiten gehen häufig leer aus. 
 Aufgabe 
1. Schlagen Sie für die Wahl eines Gemeindepräsidenten von ............................... eine 

fiktive am Amt interessierte Person vor. Kreieren Sie dazu in der Vierergruppe einen 
möglichst interessanten Kandidaten (oder Kandidatin). Dazu gehören mindestens folgen-de Angaben: Name, Vorname, Alter, Familie, Beruf, Hobbies, Partei, Anliegen (ausführ-
lich!). 

2. Gestalten Sie ein A3-Blatt. Zeit: 25 Minuten 3. Stellen Sie Ihre Kandidatin oder Ihren Kandidaten der Klasse vor. Zeit: 1 Minute 
Unsere Wahl 
Ergebnisse 1. Wahlgang 2. Wahlgang 3. Wahlgang 

(evtl. Stichwahl) 4. Wahlgang 
Ausgeteilte Wahlzettel 14 14 14 14 
Eingegangene Wahlzettel 14 14 14 12 
leer 0 0 3 0 
ungültig 0 1 1 0 
gültig 14 13 10 12 
absolutes Mehr (Hälfte der gültigen Stimmen + 
1) 

8 8 6 7 
relatives Mehr (meiste 
Stimmen erhalten) Nägeli, Höüsi Nägeli. Höüsi Nägeli, Höüsi  
gewählt ist    Vreni Nägeli 
     
Kandidat/in (Partei) 1. Wahlgang 2. Wahlgang 3. Wahlgang 4. Wahlgang 
Horst Balthasar Arnold 
(HFOG) 2 2   
Vreni Nägeli (GPS) 5 5 5 7 
Petra Huber (Die Türkisen) 2 2   
Bruno Höüsi (ROG) 5 5 5 5 
xxx     
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Die Proporzwahl (Verhältniswahlsystem) 
Wahlverfahren, bei dem die Sitze im Verhältnis zu den erzielten Parteistimmen auf die 
Parteien verteilt werden. Innerhalb der Partei erhalten jene Kandidaten die Sitze, welche am 
meisten Kandidatenstimmen haben. 
Die Proporzwahl ist eine Parteienwahl. Zuerst wird immer die Partei gewählt und erst dann 
die Person. Der Proporz kommt dann zur Anwendung, wenn das Volk seine Vertreter ins Parlament wählt. 
Einsatz: Wahl von grössere Behörden (Nationalrat, Grosser Rat, Grosser Gemeinderat, 
Stadtrat (Thun, Bern). 
Vorteile: Auch kleine Parteien haben eine Chance, Sitze zu gewinnen. 
Nachteile: Relativ kompliziertes Wahlverfahren. 

         
Partei Blau Rot Grün Schwarz 
Wähleranteil 40 % 35 % 20 % 5 % 
Anzahl Sitze 40% von 5 = 

2 Sitze 
35% von 5 = 

1.75  2 Sitze 
20%von 5 = 

1 Sitz 
5% von 5 = 

0.25  0 Sitze 
 Wahlanleitung (Bsp. Kanton Bern) 

1. Es darf nur ein Wahlzettel verwendet wer-
den. 2. Der vorgedruckte Wahlzettel kann unverän-
dert abgegeben werden; die Liste erhält so-
viele Stimmen als Namen (Kandidatenstim-
men) und leere Linien (Zusatzstimmen) auf 
dem Wahlzettel aufgeführt sind. 

3. Ein vorgedruckter Wahlzettel kann wie folgt geändert werden: 
a) Streichen von Kandidatennamen; die 

leeren Linien zählen als Zusatzstimmen 
für die betreffende Liste b) Kumulieren (anhäufen): Ein Kandida-
tenname wird ein zweites Mal geschrie-
ben; diese Kandidatin/dieser Kandidat erhält somit zwei Stimmen. Wichtig: 
Gänsefüsschen (“), «dito» oder Ähnli-
ches sind ungültig) c) Panaschieren (mischen): Kandidaten-
namen anderer Wahlzettel werden ein- 
oder zweimal auf den ausgewählten vor-
gedruckten Wahlzettel geschrieben. Die 
entsprechende Liste erhält dadurch we-
niger Listenstimmen. 4. Wer einen leeren Wahlzettel benutzt, muss 

mindestens einen Kandidatennamen ein-
setzen. Es können Kandidatennamen, die auf 
einem der vorgedruckten Wahlzettel aufge-
führt sind, ein- oder zweimal eingesetzt wer-
den. Wird der leere Wahlzettel zudem oben 
mit einer Listenbezeichnung und/oder einer 
Listennummer versehen, so zählen die lee-
ren (übrigen) Linien für die bezeichnete Liste 
als Zusatzstimmen. 

5. Gültig sind nur Namen, welche auf einem der 
vorgedruckten Wahlzettel aufgeführt sind. 

6. Sie erleichtern dem Wahlausschuss die Arbeit, 
wenn Sie beim Ausfüllen oder Abändern der 
Wahlzettel auch die Kandidatennummern an-
geben. 7. Die Wahlzettel dürfen nur handschriftlich 
ausgefüllt oder geändert werden. 

8. Auf dem Wahlzettel dürfen nur so viele Na-
men stehen, als im Wahlkreis Mitglieder zu 
wählen sind (d.h. Linien vorhanden sind). 
Überzählige Namen werden vom Wahlaus-
schuss gestrichen. 

9. Das planmässige Einsammeln, Ausfüllen o-
der Ändern von Wahlzetteln und das Vertei-
len derartiger Wahlzettel ist verboten. 

 Ungültige Wahlzettel 
1. Wahlzettel mit ehrverletzenden Äusserungen 2. Unterschriebene Wahlzettel 
3. Verwendung eines nicht offiziellen (amtlichen) Wahlzettels 4. Mehr als ein Wahlzettel im Wahlcouvert 
5. Wahlzettel ohne einen gültigen Kandidatennamen 
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Möglichkeiten zum Verändern des Wahlzettels beim Proporz 
Liste 1 Partei A Keine Veränderung 

Sie legen einen vorgedruckten Wahlzettel (Parteiliste) unverändert in die Wahlurne 
ein. 
Stimmen erhalten: 
Partei A: 3 Parteistimmen 
Jeder Kandidat: 1 Kandidatenstimme 

1.1 Roger F. 
1.2 Stanislas W. 
1.3 Timea B. 
  
Liste 2 Partei B Streichen 

Sie dürfen auf dem vorgedruckten Wahlzettel einen Namen streichen. Der Wahlzet-
tel muss mindestens eine wählbare Person enthalten. 
Stimmen erhalten: 
Partei B: 3 Parteistimmen 
Kuno L. und Stefanie P.: Je 1 Kandidatenstimme 
Die nun leere Zeile verbleibt der Partei B als eine Parteistimme (Zusatzstimme). 

2.1 Kuno L. 
2.2 Stefanie P. 
2.3 Jürg H. 

  
Liste 3 Partei C Kumulieren 

Sie dürfen auf dem vorgedruckten Wahlzettel einen Namen ein zweites Mal auffüh-
ren oder den Namen beim Panaschieren zweimal hinschreiben. Sofern keine leeren 
Zeilen vorhanden sind, müssen Sie zuvor noch einen Namen streichen. 
Stimmen erhalten: 
Partei C: 3 Parteistimmen 
Kandidatenstimmen.: Marc S. 1, Stefanie H. 2 Stimmen 
Philipp F. erhält keine Kandidatenstimme mehr. 

3.1 Marc S. 
3.2 Stefanie H. 
3.2 Stefanie H. 
3.3 Philipp F. 

  
Liste 4 Partei D Panaschieren 

Sie schreiben einen Namen, der auf einer anderen Liste steht, auf die von Ihnen 
ausgewählte vorgedruckte Liste. 
Stimmen erhalten: 
Partei D: 2 Parteistimmen 
Partei C: 1 Parteistimme 
Partei D verliert somit eine Stimme an die Partei C von Kandidatin Stefanie H. 
Kandidatenstimmen.: Jeder Kandidat je 1 Stimme, Breel E. keine Stimme. 

4.1 Stephan L. 
3.2 Stefanie H. 
4.2 Breel E. 
4.3 Xerdan Sh. 

  
 Leere Liste ohne Parteibezeichnung 

Stimmen erhalten: 
Partei C: 1 Parteistimmen 
Stefanie H: 1 Kandidatenstimme 
Die zwei leeren Zeilen gehen „verloren“, da die Liste keine Parteibezeichnung trägt. 
Die Stimmkraft wurde nicht voll ausgenützt. 

3.2 Stefanie H.  
   
   
  Liste 2 Partei B Leere Liste mit Parteibezeichnung 

Stimmen erhalten: 
Partei B: 2 Parteistimmen 
Partei C: 1 Parteistimme 
Stefanie H: 1 Kandidatenstimme 
Die leere Liste trägt eine Parteibezeichnung. Daher werden die leeren Zeilen dieser 
Partei als Zusatzstimmen zugerechnet. 

3.2 Stefanie H.  
   
   

 Wichtige Begriffe: 
Parteistimmen: Als Parteistimmen gelten Stimmen, die die Kandidaten einer Partei zusam-
men erhalten plus die Anzahl der leeren oder durchgestrichenen Zeilen auf ihren Parteilisten. 
Kandidatenstimmen: Als Kandidatenstimmen bezeichnet man alle Stimmen, die für einen 
Kandidaten abgegeben werden. 
Zusatzstimmen: Als Zusatzstimmen bezeichnet man die Anzahl der leeren oder durchge-
strichenen Zeilen auf Parteilisten. 
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Wahlzettel (Beispiel: Nationalratswahlen, Oktober 2015) 
Aufträge (mit der Liste 4) 
1. Streichen Sie mit Ausnahme von Simon Meier alle Studierende von der Liste. 
2. Kumulieren Sie Simon Meier und Rahel Bernet. 3. Panaschieren Sie Aline Brülisauer von der Liste 7 zweimal auf Liste 4. 4. Bestimmen Sie aufgrund von 1. bis 3. jeweils die Anzahl Kandidatenstimmen, Zusatz-

stimmen und Parteistimmen.  
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 Lösungen weiter hinten im Skript  
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Aufgabe 
1. Füllen Sie den Wahlzettel links aus, dass ein einziger Kandidat (oder Kandidatin) von 

Liste 4 optimal gefördert wird. 2. Füllen Sie den Wahlzettel rechts so aus, dass ein einziger Kandidat (oder Kandidatin) von Liste 7 möglichst viele Stimmen erhält, aber die leeren Zeilen „verloren“ gehen. 
3. Bestimmen Sie jeweils die Anzahl Kandidatenstimmen, Zusatzstimmen und Parteistim-men. 
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Wahlzettel (Beispiel: Grossratswahlen Kanton Bern, März 2014) 
Aufträge (mit der Liste 11) 
1. Streichen Sie Roland Jegerlehner, Peter Stutz, Suzanne Albrecht Wyss, Theo Schmidt 

und Monika Thomas-Amstutz. 2. Kumulieren Sie Lisa Eymann und Elias Rüegsegger. 3. Panaschieren Sie Madeleine Amstutz von Liste 6 auf Liste 11 und kumulieren Sie sie 
gleichzeitig. 4. Bestimmen Sie aufgrund von 1. bis 3. jeweils die Anzahl Kandidatenstimmen, Zusatz-
stimmen und Parteistimmen. 
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Übungsaufgaben 
Aufgabe 1 
Es gilt, im neu zu beginnenden Schuljahr einen Klassenchef zu bestimmen. Der Lehrer bzw. 
die Lehrerin organisiert die Wahl. Die Klasse zählt 14 Schülerinnen und 7 Schüler; zwei Schülerinnen sind abwesend. Als Klassenchef werden Bruno, Claudia und Sabine vorge-schlagen. Im ersten Wahlgang haben die Kandidaten folgende Stimmen erhalten:   Bruno 7 Stimmen   Claudia 5 Stimmen   Sabine 4 Stimmen   Leer 3 Stimmen  
a) Wie viele Wahlzettel wurden verteilt? 

19 
 
b) Wie gross ist die Zahl der gültigen Stimmen? 

16 (19 – 3) 
 
c) Wie gross ist das absolute Mehr? 

16 : 2 = 8 + 1 = 9 
 
d) Wie gross wäre das absolute Mehr gewesen, wenn die leeren Zettel auf einen Namen gelautet hätten? 

19 : 2 = 9.5  9 + 1 = 10 
 
e) Was bewirkt das Abgeben von leeren Zetteln? 

Ungültige Stimmen  das absolute Mehr sinkt 
 
 
Aufgabe 2 
Kreuzen Sie an, welche der folgenden Aussagen zum Proporz- und welche zum Majorzwahl-
verfahren gehören. 
Aussage Proporz Majorz 
a) Je mehr Stimmen auf eine Partei fallen, umso  mehr Kan-

didaten kann sie ins Parlament delegieren.  X  
b) Dieses Wahlverfahren begünstigt die grossen Parteien.   X 
c) Hier gibt es oft einen zweiten Wahlgang.   X 
d) Panaschieren ist in diesem Wahlverfahren möglich, d. h., man kann auf eine Liste Kandidaten anderer Listen setzen.  X  
e) Gültig sind nur die aufgeführten Namen der offiziellen Kandidaten. BR-Wahl: alle Stimmberechtigten wählbar  X  X 
f) Gewählt sind jene Kandidaten, die das absolute Mehr er-

reicht haben.   X 
g) Der Bundesrat wird nach diesem Verfahren gewählt.   X 
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Aufgabe 3 
Beim Ausfüllen eines Wahlzettels hat der Stimmberechtigte panaschiert. Was hat er dabei 
getan? Bezeichnen Sie die richtige Aussage mit „ja“, die falsche mit „nein“. 

ja Einen Kandidaten durchgestrichen und einen Namen einer andern Liste hingeschrieben. 
ja Die Wahlchancen des einen Kandidaten verschlechtert und die des andern 

Kandidaten verbessert 
nein Einen Kandidaten durchgestrichen und einen Namen der gleichen Liste ein zweites Mal hingeschrieben = kumulieren 
nein Den Wahlzettel derart verändert, dass er ungültig ist. 
nein Den Wahlzettel unverändert abgegeben. 

 
 Aufgabe 4 
Bei einer Wahl sind 9 Sitze zu vergeben. Die Parteien und ihre Stimmenzahlen: 

Liste Partei Stimmen Wähleranteil (%) Anzahl Sitze 
1 A 60‘000 33,3 % 3,06  3 
2 B 100‘000 55,5 % 4,95  5 
3 C 20‘000 11,1 % 0,99  1 

 a) Welches Wahlverfahren kommt hier zur Anwendung? 
Proporz 

 
b) Bei diesem Wahlverfahren werden Parteilisten an die Wähler abgegeben. Nennen Sie die drei Veränderungen, die der Wähler auf seinem Wahlzettel vornehmen kann. 

Streichen, kumulieren, panaschieren 
 
c) Wie viele Sitze stehen den Parteien zu? Tragen Sie die Anzahl in der obigen Tabelle ein. 
  Aufgabe 5 
a) Wann kommt das Majorzwahlverfahren zum Zug, wann das Proporzwahlverfahren? 

Majorz Einzelämter (Richter, Gemeindepräsident), kleinere Behörden 
(Bundesrat) 

Proporz Vertreter ins Parlament wählen, grössere Behörden (Nationalrat, Grosser Rat) 
 
b) Nennen Sie je einen Vorteil und Nachteil der beiden Wahlverfahren. 

 Majorzwahlverfahren Proporzwahlverfahren 

Vorteil starke Persönlichkeiten werden gewählt, einfaches Wahlsystem Auch kleine Parteien haben eine Chance, Sitze zu gewinnen. 

Nachteil Minderheiten gehen leer aus kompliziertes Wahlverfahren 
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Vertiefung: Bundesratswahlen 
Bestimmen Sie bei den folgenden Wahlen für die jeweiligen Wahlgänge die Anzahl der gülti-gen Stimmen sowie das absolute Mehr. 
 Wahl der Nachfolge von Didier Burkhalter (20. September 2017) 

 

Die FDP-Fraktion schlägt zwei Kandidaten und eine Kandida-tin vor: Pierre Maudet (GE), Ignazio Cassis (TI) und Isabelle 
Moret (VD). 

Wahlgang (WG) 1. WG. 2. WG. 3. WG. 4. WG 5. WG 
Ausgeteilte Wahlzettel 245 244    
Eingegangene Wahlzettel 245 244    
Leer 3 1    
Ungültig 0 1    
Gültig  242 242    
Absolutes Mehr 122 122    
Stimmen haben erhalten:      
- Ignazio Cassis 109 125    
- Pierre Maudet 62 90    
- Isabelle Moret 55 28    
- Verschiedene 16 1    
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Wahl der Nachfolge von Hans-Rudolf Merz (22. September 2010) 
Die FDP-Fraktion 
schlägt Johann 
Schneider-Ammann 
(BE)… 

… und Karin Keller-
Sutter (SG) vor. 

Die SVP schlägt 
Jean-François Rime 
(FR) vor. 

Wahlgang (WG) 1. WG. 2. WG. 3. WG. 4. WG 5. WG 
Ausgeteilte Wahlzettel 245 245 245 243 245 
Eingegangene Wahlzettel 245 245 245 243 245 
Leer 1 0 0 4 6 
Ungültig 0 0 1 5 2 
Gültig  244 245 244 234 237 
Absolutes Mehr 123 123 123 118 119 
Stimmen haben erhalten:      
- Ignazio Cassis (FDP, TI) 12     
- Karin Keller-Sutter 44 55 66 74  
- Jean-François Rime 72 72 72 76 93 
- Johann Schneider-

Ammann 52 75 78 84 144 
- Birgit Wyss (GP, SO)  57 40 28   
- Verschiedene 7 3    
 
 Wahl der Nachfolge von Samuel Schmid (10. Dezember 2008) 

Die SVP-Fraktion schlägt Ueli Maurer 
(SVP, ZH) vor. 

Die Mitte- und Links-Parteien stimmen 
für den inoffiziellen Sprengkandidaten 
Hansjörg Walter (SVP, TG). 

Wahlgang (WG) 1. WG 2. WG 2. WG 
Ausgeteilte Wahlzettel 244 244 244 
Eingegangene Wahlzettel 244 244 244 
Leer 2 1 1 
Ungültig 1 1 0 
Gültig  241 242 243 
Absolutes Mehr 121 122 122 
Stimmen haben 
erhalten:    
- Christoph Blocher 54   
- Ueli Maurer 67 119 122 
- Hansjörg Walter 109 121 121 
- Verschiedene 11 2  
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Parteien-Puzzle 
Auftrag 
1. Schneiden Sie die Kärtchen mit den Parteinamen aus. 2. Färben Sie Partien ein (z.B. nach den Parteifarben oder Regierungsparteien grün, Nicht-

Regierungsparteien rot). 3. Legen Sie die Parteien nach dem Links-Rechts-Schema auf dem Tisch aus. Legen Sie das „Ich“-Kärtchen entsprechend Ihrer eigenen politischen Gesinnung hin. 
4. Brauchen Sie die Kärtchen zum Lernen. Schreiben Sie dazu den vollständigen Parteinamen auf die Rückseite der Kärtchen (z.B. SP = Sozialdemokratische Partei). 
 

„Ich“ BDP CVP 
CSP EDU EVP 
FDP glp GPS 
Lega MCG PdA 
SD SP SVP 
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BWA 1 
Ergebnisse 1. Wahlgang 2. Wahlgang 3. Wahlgang 

(Stichwahl) 
Ausgeteilte Wahlzettel 17 17 17 
Eingegangene Wahlzettel 17 17 17 
leer 0 0 0 
ungültig 0 0 0 
gültig 17 17 17 
absolutes Mehr (Hälfte der gültigen Stimmen + 1) 

17 : 2 = 8,5  8 + 1 = 9 9 9 
relatives Mehr (meiste Stimmen erhalten) Henry Bönzel Livia Meier, Henry Bönzel Livia Meier 
gewählt ist niemand niemand Livia Meier 
Kandidat/in (Partei) 1. Wahlgang 2. Wahlgang 3. Wahlgang 

(Stichwahl) 
Livia Meier (PWZ) 4 6 9 
Henry Bönzel (BGPS) 7 6 8 
Rosalinde Schmollmund (PDK) 6 5 - 
Hanspeter von Allmen 
(LSD) 0 - - 
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BWA 2 
Ergebnisse 1. Wahlgang Evtl. 2. Wahlgang Evtl. 3. Wahlgang 

(Stichwahl) 
Ausgeteilte Wahlzettel 16 16 16 
Eingegangene Wahlzettel 16 16 16 
leer 0 0 0 
ungültig 0 1 0 
gültig 16 15 16 
absolutes Mehr (Hälfte der gültigen Stimmen + 1) 9 8 9 
relatives Mehr (meiste Stimmen erhalten) 

Mrs. Puff (7 Stimmen) Jolanda Fischer (7 Stimmen) Jolanda Fischer (10 Stimmen) 
gewählt ist Niemand Niemand Jolanda Fischer 
Kandidat/in (Partei) 1. Wahlgang 2. Wahlgang 3. Wahlgang 

(Stichwahl) 
Sandra Brunner (SBP) 5 3 - 
Jolanda Fischer (SFP) 4 7 10 
Mrs. Puff (FP) 7 5 6 
Sarah Miller (SUS) 0 - - 
    
    
 
 


